
Neufassung der Entgeltssatzung 
Abwasserbeseitigung der 
Verbandsgemeinde Zell (Mosel)  
vom 19.02.2018 
 
 
I. Abschnitt  Allgemeine Bestimmungen  
§ 5 Beitragsmaßstab für die 
Schmutzwasserbeseitigung 
 
1) Der einmalige Beitrag für die 
Schmutzwasserbeseitigung wird nach 
einem die mögliche Nutzung 
berücksichtigenden Maßstab berechnet.   
 
(1) Maßstab für die 
Schmutzwasserbeseitigung ist die 
Grundstücksfläche mit Zuschlägen für 
Vollgeschosse. Der Zuschlag je 
Vollgeschoss beträgt 15 v. H.; für die ersten 
zwei Vollgeschosse beträgt der Zuschlag 
einheitlich 30 v. H.   

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:   

Nr. 1 bis 3 [...] 

4. Bei Grundstücken, für die im 
Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, 
Schwimmbad, Festplatz, Campingplatz, 
Freizeitanlage, Wochenendhausgebiet 
oder Friedhof festgesetzt ist, oder die 
innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder im 
Außenbereich tatsächlich so genutzt 
werden, die Grundfläche der an die 
Abwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossenen bauliche Anlagen geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2. 
5. [...] 
6.  Bei den übrigen bebauten Grundstücken 
im Außenbereich (§ 35 BauGB) die 
Grundfläche der an die 
Abwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossenen Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2. Soweit die 
nach den Nr. 3, 4, 6 ermittelte 
Grundstücksfläche größer als die 
tatsächliche Grundstücksfläche ist, wird die 
tatsächliche Grundstücksfläche zugrunde 
gelegt. 
 
3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach 
Abs. 1 gilt:   

Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung 
der Verbandsgemeinde Zell (Mosel) 
vom 31.10.2016  
 
 
 
I. Abschnitt  Allgemeine Bestimmungen  
§ 5 Beitragsmaßstab für die 
Schmutzwasserbeseitigung 
 
Absatz 1 ersatzlos gestrichen, Anpassung 
der Nummerierung infolge der Streichung 
von Absatz 1. 
 
 
(2) Maßstab für die 
Schmutzwasserbeseitigung ist die 
Grundstücksfläche mit Zuschlägen für 
Vollgeschosse. Der Zuschlag je 
Vollgeschoss beträgt 15 v. H.; für die ersten 
zwei Vollgeschosse beträgt der Zuschlag 
einheitlich 30 v. H.   

(3) Als Grundstücksfläche nach Abs. 2 gilt:  

Nr. 1 bis 3 [...] 

4. Bei Grundstücken, für die im 
Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, 
Schwimmbad, Festplatz, Campingplatz  
 
oder Friedhof festgesetzt ist, oder die 
innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB)                    
                        tatsächlich so genutzt 
werden, die Grundfläche der an die 
Abwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossenen bauliche Anlagen geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2. 
5. [...] 
6.  Bei den übrigen bebauten Grundstücken 
im Außenbereich (§ 35 BauGB) die 
Grundfläche der an die 
Abwasserbeseitigungsanlage  
angeschlossenen Baulichkeiten geteilt 
durch die Grundflächenzahl 0,2. Soweit die   
                                               so ermittelte 
Grundstücksfläche größer als die 
tatsächliche Grundstücksfläche ist, wird die 
tatsächliche Grundstücksfläche zugrunde 
gelegt. 
 
4) Für die Zahl der Vollgeschosse nach 
Abs. 2 gilt:  



1. Die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse 
wird zugrunde gelegt; ist nach einem 
Bebauungsplan eine nur eingeschossige 
Bebauung zulässig, wird abweichend von 
Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoss 
angesetzt. 
 
2. Bei Grundstücken, für die im 
Bebauungsplan nicht die Zahl der 
Vollgeschosse, sondern nur eine 
Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die 
höchstzulässige Baumassenzahl geteilt 
durch 3,5 als Zahl der Vollgeschosse. Ist 
weder eine Geschossflächenzahl noch 
eine Baumassenzahl festgesetzt, sondern 
nur die höchstzulässige Trauf- oder 
Firsthöhe, so gilt die Trauf- bzw. Firsthöhe 
geteilt durch 3,5 als Zahl der 
Vollgeschosse. Sind sowohl Trauf- als auch 
Firsthöhe festgesetzt, so wird nur mit der 
höchstzulässigen Traufhöhe gerechnet. 
 
[...] 
 
3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder 
in dem Bebauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Baumassenzahl 
noch die Trauf- bzw. Firsthöhe bestimmt 
sind, gilt   
a) die Zahl der auf den Grundstücken der 
näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen oder, soweit 
Bebauungsplanfestsetzungen oder 
Festsetzungen in Innenbereichssatzungen 
gem. § 34 (4) BauGB für diese 
Grundstücke erfolgt sind, die dort 
festgesetzten oder nach Nr. 2 berechneten 
Vollgeschosse, 
 
 
[...] 
 
 
 
 
Weiterhin in § 5 Anpassung der 
Nummerierung infolge der Streichung des 
Abs. 1. In der Folge in den §§ 5 und 6 
Anpassung zahlreicher Verweise auf die 
alten § 5 Abs. 2 und 3. 
 
 
 
 

1. Die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse 
wird zugrunde gelegt; ist nach einem 
Bebauungsplan eine nur eingeschossige 
Bebauung zulässig, wird abweichend von 
Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoss 
angesetzt. 
 
2. Bei Grundstücken, für die im 
Bebauungsplan nicht die Zahl der 
Vollgeschosse, sondern nur eine 
Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die 
durch 3,5 geteilte höchstzulässige 
Baumassenzahl. Ist eine Baumassenzahl 
nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der 
baulichen Anlage in Form der Trauf- oder 
Firsthöhe, so gilt die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe.  
Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die 
höchstzulässige Traufhöhe.  
 
 
 
[...] 
 
3. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder 
in dem Bebauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Baumassenzahl 
noch die Trauf- bzw. Firsthöhe bestimmt 
sind, gilt   
a) die Zahl der auf den Grundstücken der 
näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen oder, soweit 
Bebauungsplanfestsetzungen  
 
                                                      für diese 
Grundstücke erfolgt sind, die dort 
festgesetzten oder nach Nr. 2 berechneten 
Vollgeschosse, 
 
 
[...] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 6 Beitragsmaßstab für die 
Niederschlagswasserbeseitigung   
(1) Der einmalige Beitrag für die 
Niederschlagswasserbeseitigung wird 
nach einem die mögliche Nutzung 
berücksichtigenden Maßstab berechnet. 
(Abs. 1 ersatzlos gestrichen, wie § 5 Abs. 1) 
 
1) Der Beitragsmaßstab für die 
Niederschlagswasserbeseitigung ist die 
mögliche Abflussfläche. Zu ihrer Ermittlung 
wird die nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 - 3 ermittelte 
Grundstücksfläche mit der 
Grundflächenzahl nach Absatz 2 oder 
Faktoren nach Absatz 3 vervielfacht.  
 
(2) Als Grundflächenzahl werden 
angesetzt: 
1. Soweit ein Bebauungsplan besteht, gilt 
die darin festgesetzte höchstzulässige 
Grundflächenzahl.   
 
2. Soweit kein Bebauungsplan besteht oder 
in einem Bebauungsplan keine 
Grundflächenzahlen festgesetzt sind und 
die gewichtete Grundstücksfläche auch 
nicht aus anderen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes ermittelt werden kann, 
gelten die folgenden Werte als 
Grundflächenzahl: [...] 
(3) Abweichend von Absatz 3 [...] 
 
(4) Bebaute und/oder befestigte und 
angeschlossene Flächen außerhalb der 
tiefenmäßigen Begrenzung nach § 5 Abs. 2 
Ziffer 3 werden zusätzlich berücksichtigt.   
 
 
 
 
(5) Bei Grundstücken, die im 
Geltungsbereich von 
Innenbereichssatzungen gem. § 34 (4) 
BauGB liegen, werden zur Ermittlung der 
Beitragsflächen die Vorschriften  
entsprechend angewandt, wie sie bestehen 
für  
a) Grundstücke in 
Bebauungsplangebieten, wenn in der  
Satzung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind,   
 
b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die 
Satzung keine Bestimmungen über das 
zulässige Nutzungsmaß enthält; Absatz 2 

§ 6 Beitragsmaßstab für die 
Niederschlagswasserbeseitigung   
(1) Der einmalige Beitrag für die 
Niederschlagswasserbeseitigung wird 
nach einem die mögliche Nutzung 
berücksichtigenden Maßstab berechnet.   
 

 
(2) Maßstab für die 
Niederschlagswasserbeseitigung ist die 
mögliche Abflussfläche. Zu ihrer Ermittlung 
wird die nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 - 3 ermittelte 
Grundstücksfläche mit der 
Grundflächenzahl nach Absatz 2 oder  
den Werten nach Absatz 4 vervielfacht.  
 
(3) Als Grundflächenzahl werden 
angesetzt:   
Soweit ein Bebauungsplan besteht, gilt die 
darin festgesetzte höchstzulässige 
Grundflächenzahl.  
 
2. Soweit kein Bebauungsplan besteht 
oder in einem Bebauungsplan keine 
Grundflächenzahlen festgesetzt sind und 
die gewichtete Grundstücksfläche  
auch nicht aus anderen Festsetzungen 
des Bebauungsplanes ermittelt werden 
kann, gelten die folgenden Werte:   
[...] 
(4) Abweichend von Absatz 3 [...] 
 
(5) Gehen Grundstücke über die 
tiefenmäßige Begrenzung nach § 5 Abs. 3 
Nr. 2) hinaus, werden grundsätzlich die 
über die tiefenmäßige Begrenzung 
hinausgehenden bebauten und/oder 
befestigten und angeschlossenen Flächen 
berücksichtigt.   
 
(6) Bei Grundstücken, die im 
Geltungsbereich von Satzungen nach § 4 
Abs. 4 und § 7 BauGB-MaßnahmenG 
liegen, werden zur Ermittlung der 
Beitragsflächen die Vorschriften 
entsprechend angewandt, wie sie bestehen 
für  
a) Grundstücke in 
Bebauungsplangebieten, wenn in der 
Satzung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind,   
 
b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die 
Satzung keine Bestimmungen über das 
zulässige Nutzungsmaß enthält; Absatz 3  
 



Nr. 2 und Absatz 3 sind entsprechend 
anwendbar. 
 
(6) Ist die tatsächlich bebaute und 
befestigte Fläche größer als die nach den 
vorstehenden Absätzen 2 bis 6 ermittelte 
Abflussfläche, so wird der Faktor soweit um 
0,2 oder ein Mehrfaches davon erhöht, bis 
die sich dann ergebende Abflussfläche 
mindestens ebenso groß wie die 
tatsächlich bebaute und befestigte Fläche 
ist.  
 
 
Wird auf diese Weise die mögliche 
Abflussfläche für die Mehrzahl der im 
Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 
BauGB) gelegenen Grundstücke in der 
näheren Umgebung erhöht, so gilt die 
Erhöhung für alle Grundstücke, 
insbesondere auch für unbebaute.  
 
 
(7) Ist das Einleiten von 
Niederschlagswasser durch den 
Einrichtungsträger oder mit dessen 
Zustimmung flächenmäßig teilweise 
ausgeschlossen, wird die mögliche 
Abflussfläche entsprechend verringert. 
 
(8) Bei angeschlossenen Grundstücken im 
Außenbereich (§ 35 BauGB) wir die 
tatsächlich überbaute und befestigte und 
angeschlossene Fläche zugrunde gelegt. 
 
(9) Ergeben sich bei der Ermittlung der 
beitragspflichtigen Fläche Bruchzahlen, 
werden diese auf ganze Zahlen 
abgerundet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nr. 3 und Absatz 4 sind entsprechend 
anwendbar. 
 
(7) Ist die tatsächlich bebaute und 
befestigte Fläche größer als die nach den 
vorstehenden Absätzen 2 bis 6 ermittelte 
Grundstücksfläche, so wird ein um 0,2 oder 
ein Mehrfaches davon erhöhter Wert in 
solcher Höhe angesetzt, dass die mit 
diesem Wert vervielfachte 
Grundstücksfläche mindestens ebenso 
groß wie die tatsächlich bebaute und 
befestigte Fläche ist.  
 
Ergibt sich eine Erhöhung des Wertes für 
die Mehrzahl der Grundstücke in der 
näheren Umgebung,  
 
                                            so gilt die 
Erhöhung für alle Grundstücke, 
insbesondere auch für unbebaute. 
 
 
(8) Ist das Einleiten von 
Niederschlagswasser durch den 
Einrichtungsträger oder mit dessen 
Zustimmung teilweise ausgeschlossen, 
wird die Abflussfläche entsprechend 
verringert.  
 
(9) Bei angeschlossenen Grundstücken im 
Außenbereich (§ 35 BauGB) wir die 
tatsächlich überbaute und befestigte und 
angeschlossene Fläche zugrunde gelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 20 Gebührenmaßstab für die 
Schmutzwasserbeseitigung   
(1) bis (3) [...] 
 
(4) Soweit Wassermengen nach Abs. 2 
nicht einer öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlage zugeführt 
werden, bleiben sie bei der Bemessung der 
Gebühren unberücksichtigt, wenn der 
Gebührenschuldner dies bis zum 31. 
Januar des folgenden Jahres beantragt und 
die nicht zugeführte Wassermenge 
nachweist. Für den Nachweis der 
abzusetzenden Wassermenge gilt Abs. 2 
Satz 3 und 4 entsprechend, Absatz 3 
dagegen nicht.  
 
[...] 
 

§ 28 Aufwendungsersatz für 
Abwasseruntersuchungen   
    
(1) Die Verbandsgemeinde kann für die 
Vornahme von Abwasseruntersuchungen 
nach § 6 der allgemeinen 
Entwässerungssatzung der 
Verbandsgemeinde Aufwendungsersatz 
von den Eigentümern und dinglich 
Nutzungsberechtigten der Grundstücke 
verlangen, auf denen gewerbliche oder 
sonstige Abwässer anfallen, deren 
Inhaltsstoffe bei Einleitung in das 
Abwassernetz die Besorgnis einer 
Gefährdung rechtfertigen, insbesondere 
bei Überschreitung einer der Richtwerte 
nach Anlage 2 zur Allgemeinen 
Entwässerungssatzung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 20 Gebührenmaßstab für die 
Schmutzwasserbeseitigung   
(1) bis (3) [...] 
. 
(4) Soweit Wassermengen nach Abs. 2 
nicht einer öffentlichen 
Abwasserbeseitigungsanlage zugeführt 
werden, bleiben sie bei der Bemessung der 
Gebühren unberücksichtigt, wenn der 
Gebührenschuldner dies bis zum 31. 
Januar des folgenden Jahres beantragt und 
die nicht zugeführte Wassermenge 
nachweist. Für den Nachweis  
                                                    gilt Abs. 2 
Satz 3 und 4 sinngemäß.   
 
 
[...] 
 

 § 28 Aufwendungsersatz für 
Abwasseruntersuchungen   
    
(1) Die Verbandsgemeinde kann für die 
Vornahme von Abwasseruntersuchungen 
nach § 6 der allgemeinen 
Entwässerungssatzung der 
Verbandsgemeinde Aufwendungsersatz 
von den Eigentümern und dinglich 
Nutzungsberechtigten der Grundstücke 
verlangen, auf denen gewerbliche oder 
sonstige Abwässer anfallen, deren 
Inhaltsstoffe bei Einleitung in das 
Abwassernetz die Besorgnis einer 
Gefährdung rechtfertigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



VI. Abschnitt Inkrafttreten  
    
§ 31 Inkrafttreten   
    
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 
01.01.2017 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Entgelten für die öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung und über 
die Abwälzung der Abwasserabgabe der 
Verbandsgemeinde Zell (Mosel) vom 
11.01.1996 in der Fassung des V. 
Nachtrages vom 13.02.2018, sowie die  
Satzung über die Erhebung von Entgelten 
für die öffentliche Abwasserbeseitigung – 
Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung – der 
Verbandsgemeinde Zell (Mosel) vom 
31.10.2016, außer Kraft.  
[...] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

VI. Abschnitt Inkrafttreten  
    
§ 31 Inkrafttreten   
    
(1) Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 
01.01.2017 in Kraft.   
    
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die 
Erhebung von Entgelten für die öffentliche 
Abwasserbeseitigungseinrichtung und über 
die Abwälzung der Abwasserabgabe der 
Verbandsgemeinde Zell (Mosel) vom 
11.01.1996 in der Fassung des IV. 
Nachtrages vom 22.09.2008 außer Kraft.   
[...] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


